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mit Liebe und Trauer im Herzen

Ina und Nele 
Mirko und Melina

HANS RAUSCHER

Migration muss 
gemanagt werden 

„Migration 
nach Europa 
ist Realität. Die 
demografische 
Entwicklung 
macht sie zu-
nehmend zu 
einer Notwen-
digkeit. Gerade 

um den Fachkräftemangel zu 
bekämpfen, ist eine geordnete 
Zuwanderung hoch-, mittel- und 
niedrigqualifizierter Arbeits-
kräfte notwendig.“  

S
o steht es in einem neuen 
Buch, das der Erste Vize-
präsident des Europäischen 

Parlaments, Othmar Karas 
(ÖVP), und die bekannte Mi -
grationsforscherin an der WU 
Wien Judith Kohlenberger unter 
dem Titel So schaffen wir das 
(Edition A) herausgebracht ha-
ben.  

Besonders der erste Satz wird 
in Österreich nicht oder nicht 
gerne zur Kenntnis genommen. 
Wir sind „ein Einwanderungs-
land in Selbstverleugnung“, sag-
te der Migrationsforscher Rainer 
Bauböck jetzt bei einer Veran-
staltung im Presseclub Concor-
dia. Die entsprechende Politik 
nannte die Migrationsexpertin 
und frühere Mitarbeiterin des 
UNHCR (UN-Flüchtlingsagentur) 
Melita Šunjic bei derselben Ver-
anstaltung die „Stoppt-die-Mi -
gration-Täuschung“: „Wir kön-
nen die Migration nicht völlig 
stoppen, aber wir können sie re-
gulieren.“  

Kluge Köpfe in und außer-
halb Österreichs haben das 
längst begriffen. Die öffentliche 
Debatte ist aber kilometerweit 
zurück. Es geht nur noch dar -
um, wie man das Phänomen der 
Zuwanderung nach Europa am 
klügsten und für die Bevölke-
rung der jeweiligen Länder 
 bestmöglich managt. Es geht 
um Lösungen, nicht um Ge-
schrei. 

Kanzler Karl Nehammer ist 
vom EU-Gipfel vom 9. Februar 
mit der Botschaft zurückge-
kehrt, dass die EU nun endlich 
auf das Drängen der Österrei-
cher gehört habe und Geld für 
„Maßnahmen“ an der Migra-
tionsroute auf dem südöstlichen 
Balkan bereitstellen werde. 
Doch die Verstärkung des Zauns 

an der türkisch-bulgarischen 
Grenze, den sich Nehammer 
und Innenminister Gerhard Kar-
ner kürzlich vom Hubschrauber 
aus anschauten, ist nur eine 
Maßnahme und sicher nicht die 
wichtigste.  

Das von Karas und Kohlen-
berger herausgegebene Buch 
bietet eine ganze Schar von Ex-
perten auf, die durchaus ver-
schiedener Meinung sind. Die 
Herausgeber leiteten aber aus 
der Fülle der Beiträge fünf zen -
trale Forderungen ab, die auf 
europäischer Ebene umzusetzen 
wären.  

1) Mehr EU, nicht weniger. 
Einheitliches EU-Asylverfahren. 
Asylansuchen sollen an den 
Außengrenzen der EU gestellt 
werden (nicht wie bisher nach 
einem Marsch durch andere 
Staaten, wie zum Beispiel 
Ungarn, das Zehntausende wei-
terwinkt). Dazu gehören aber 
auch legale Fluchtwege und Re-
settlementprogramme. Die – 
auch gedankliche – Trennung 
von Asyl und (Arbeits-)Migra-
tion ist Voraussetzung. 

2) Ein funktionierendes 
Grenzmanagement, das aber im-
mer den Grund- und Menschen-
rechten verpflichtet bleibt.  

3) Zeitnahe und solidarische 
Verteilung von Geflüchteten aus 
den EU-Mitgliedsstaaten mit 
Außengrenzen. Damit kommt 
man der unkontrollierten Wei-
terreise zuvor. 

4) Mehr und bessere „Hilfe 
vor Ort“, um die Menschen in 
ihren Heimatländern zu halten.  

5) Voraussetzung: die Migra-
tion als Realität begreifen.  

D
amit ist aber noch nicht 
die zweite große Aufgabe 
angesprochen, nämlich 

die Integration jener, die schon 
da sind und nicht gehen wer-
den. Karas spricht sich dafür 
aus, den „in vielen Mitglieds-
staaten verwehrten Arbeits-
marktzugang für Asylwerbende“ 
zu erleichtern. Das gibt auch 
den oft mit Furcht und Abnei-
gung zitierten „aggressiven jun-
gen Männern“ etwas zu tun und 
eine Perspektive. Vieles davon 
erscheint in der jetzigen politi-
schen Situation illusorisch. Aber 
Migration lässt sich managen. 
hans.rauscher@derStandard.at

Mit Pro-Kopf-Klimakonto 
die Welt retten

Der deutsche Klimaexperte Schellnhuber schlägt individuell begrenzte  
CO₂-Budgets vor. Damit stößt er eine wichtige Debatte an. Denn warum  

sollte beim Klima nicht gleiches Recht für alle gelten?

lebenden Generation sich heraus-
nähme, so viel zu verbrauchen, dass 
die Mehrheit der lebenden Genera-
tion und alle Folgegenerationen ge-
ringere oder gar keine Lebenschan-
cen mehr vorfänden.  

Am Schellnhuber-Vorschlag muss 
noch vieles diskutiert werden: Wir 
haben nicht nur ein Klimaproblem, 
sondern neun planetare Grenzen. 
Dieser Vielfalt könnte man mit einer 
breiter gefassten 
Ökowährung 
wie dem „öko-
logischen Fuß-
abdruck“ bei-
kommen. 
Außer-

dem müsste die 
öffentliche Infrastruk-

tur eines Landes als Fix-
verbrauch auf alle Bewohne-

rinnen und Bewohner verteilt 
werden, damit nicht jeder Schul- 
oder Arztbesuch einen Ökopreis er-
hält. Drittens könnten die histori-
schen Verbräuche in den Hochver-
brauchsländern vom dortigen Bud-
get abgezogen werden, um auch den 
Globalen Süden schneller ins Boot 
zu bekommen. Ein Vorausgang des 
Nordens ist zwar denkbar, eine glo-
bale Lösung wäre aber besser.  

Limitierte Zukäufe 
Auf den vielleicht wichtigsten 

Fallstrick weist die Publizistin Ulri-
ke Herrmann hin: Wären diese Bud-
gets auch handelbar, könnten die 
Reichsten sich die nötigen Kontin-
gente einfach zukaufen – was Bezos 
und Swift vermutlich wenig beein-
drucken, aber die Akzeptanz des 
Projekts untergraben würde. Eine 
Lösung könnte dahin gehen, dass 
die Reichsten maximal zwei oder 
drei Jahresbudgets von den Ärms-
ten zu definierten Preisen zukaufen 
könnten, wodurch sie „weicher lan-
den“ würden und die Ärmsten aus 
der schlimmsten Armut kämen. Das 
wäre eine sozial-ökologische Win-
win-Lösung zwischen Nord und Süd.  

Kein Entwurf wird alle glücklich 
machen, aber die Alternative zu Pro-
Kopf-Budgets ist die Tragödie der 
globalen Klima-Allmende. Der damit 
verbundene Verlust und Verzicht ist 
sicher schmerzhafter als eine mög-
lichst gerechte Lösung für alle.  

CHRISTIAN FELBER ist Buchautor und Ini-
tiator der Gemeinwohl-Ökonomie. Die 
von ihm mitgegründete Genossenschaft 
für Gemeinwohl hat mit dem Umweltcen-
ter Gunskirchen Österreichs erstes Ge-
meinwohlkonto auf den Markt gebracht.

I
n die Klimadebatte kommt Dy-
namik. Recherchen der Zeit, der 
Wirtschaftswoche und des Maga-

zins Flip haben gezeigt, dass viele 
der beliebtesten CO₂-Zertifikate wir-
kungslos sind, seien es die des Welt-
marktführers Verra oder selbst jene 
der Uno. Gleichzeitig machte der 
Klimaexperte Hans Joachim Schelln-
huber im ARD-Monitor einen bahn-
brechenden Vorschlag für indivi -
duell begrenzte Emissionsbudgets, 
konkret dass „jeder Mensch drei 
Tonnen CO₂ pro Jahr kriegt“.  

Für den Schellnhuber-Vorstoß 
spricht eine Reihe von Argumenten. 
Alle bisherigen Maßnahmen rei-
chen nicht annähernd aus, um den 
Wachstumstrend umzukehren und 
das 1,5-Grad-Ziel zu erreichen. 
Der globale Ressourcenver-
brauch hat sich seit 1970 ver-
vierfacht, die CO₂-Kon zen -
tra tion in der Erdatmosphä-
re erreichte 2021 und 2022 
neue Rekorde, im Vorjahr 

wur-
den von den neun 

planetaren Grenzen Nummer fünf 
(„green water“ alias Bodenfeuchtig-
keit) und sechs („neue Entitäten“, 
konkret Mikroplastik) überschritten. 

Überverbrauch der wenigen 
Die Klimafrage ist eine globale 

und intergenerationale Gerechtig-
keitsfrage: Während der Durch-
schnittskonsum einer Inderin pro -
blemlos auf acht Milliarden Men-
schen globalisierbar wäre, würde 
dies im Falle der durchschnittlichen 
Deutschen oder Österreicherin meh-
rere Planeten Erde erfordern. Nur 
eine wohlhabende Minderheit lebt 
stark über ihre ökologischen Ver-
hältnisse, und entgegen aller Effi-
zienz-, Verzichts- und Reduktions-
rhetorik feiert der Luxuskonsum 
fröhliche Urständ: Die Zahl der Pri-
vatflüge legte im Vorjahr in Deutsch-
land um zehn Prozent zu, Rolls -
Royce steigerte seinen globalen Ab-
satz um acht Prozent, die neue Pri-
vatyacht von Amazon-Gründer Jeff 
Bezos kostet eine halbe Milliarde 
US-Dollar, und der Jet von Sängerin 
Taylor Swift emittierte in nur sieben 
Monaten 8300 Tonnen CO₂: Aufs 
Jahr gerechnet ist das 4700-Fache 
des Schellnhuber’schen Pro-Kopf-
Budgets.  

Am Klima zeigt sich, wie eine 
„Tragödie der Allmende“ funktio-

niert: Gibt es keine verbindlichen 
und wirksamen Nutzungsregeln für 
ein Gemeingut, wird es zerstört. 
 Genauer: von einer Minderheit von 
Überverbrauchern, die das Gemein-
wohl aus dem Blick verlieren. Die 
Wissenschafterin Elinor Ostrom hat 
gezeigt, dass dies kein Schicksal ist. 
Gemeingut kann bewahrt werden 
und zum Nutzen aller funktionie-
ren, wenn es für alle gleiche Zu-
gangsrechte gibt und Regelverstöße 
sanktioniert werden. 

Die Umsetzung der Schellnhu-
ber’schen Idee könnte zum Beispiel 
so funktionieren: Alle Menschen er-
halten ein Umweltkonto, auf das 
jährlich das individuelle Budget auf-

gebucht wird. Bei jedem kli-
marelevanten Konsum 

wird nicht nur der fi-
nanzielle, sondern 
auch ein „zwei-
ter Preis“ 
(Öko-

nom Niko 
Paech), der öko-

logische, abgebucht. Letzterer müss-
te für relevante Produkte berechnet 
und ausgewiesen werden. 

Im Sinne eines planbaren Über-
gangs könnten im Jahr eins Yachten 
und Privatjets ökopreispflichtig sein, 
im Jahr zwei auch Flugreisen und 
SUVs, danach Tankfüllungen und 
die Stromrechnung und so weiter. 
Weder muss jedoch die Nachhaltig-
keitstransparenz jeden Groschen-
konsum erfassen, noch wird da-
durch das Bargeld infrage gestellt. 
Eine einfache Lösung wäre, dass 
 relevante Umweltverbräuche nicht 
mehr bar bezahlt werden können. 

Bevor reflexhaft das Argument 
der Ökodiktatur bemüht wird: Die-
ser Vorschlag ist genuin liberal, weil 
alle Menschen, egal wo sie leben 
und welche Präferenzen sie haben, 
dieselbe Grundausstattung erhal-
ten. Wie sie damit verfahren, wofür 
sie das Budget aufbrauchen, ob sie 
es denn aufbrauchen oder einer Kli-
maschutz-NGO schenken, die damit 
an internationalen Konferenzen teil-
nehmen kann, ist ihnen völlig frei-
gestellt.  

Das Klimabudget verhält sich wie 
das Wahlrecht: Wem ich meine 
Stimme gebe und ob ich zur Wahl 
gehe, ist meine private Entschei-
dung. Ich erhalte aber selbst dann 
nicht mehr Stimmrechte als andere, 
wenn ich länger studiert habe oder 
einen höheren IQ aufweise. Illiberal 
wäre es, wenn eine Minderheit der 

Christian Felber

Sängerin Taylor Swift und Amazon-Boss Jeff Bezos sammeln mit Jet und Yacht Klima-Malus-Meilen.  
Soll das sanktioniert werden?  
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